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Antrag 
des Freistaates Bayern 

 

Entschließung des Bundesrates zur Finanzierung der 
Influenzapandemie (A/H1N1) 2009 

 

Der Bayerische Ministerpräsident München, den 14. Dezember 2010

 

An die 
Präsidentin des Bundesrates 
Frau Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

gemäß dem Beschluss der Bayerischen Staatsregierung übermittle ich die als 

Anlage beigefügte 

Entschließung des Bundesrates zur Finanzierung der Influenzapandemie 

(A/H1N1) 2009 

mit dem Antrag, dass der Bundesrat diese fassen möge. 

Ich bitte, den Entschließungsantrag den Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Horst Seehofer 
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Entschließung des Bundesrates zur Finanzierung der Influenzapandemie 
(A/H1N1) 2009 

 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, die Kosten für die im Zuge der Pan-

demievorsorge und -bekämpfung gegen das Influenzavirus A/H1N1 erworbenen 

Impfstoffe, die nicht verimpft wurden, zu übernehmen. 

 

 

 
Begründung: 
 
Die fachlich zuständigen Bundesoberbehörden (Robert-Koch-Institut und Paul-
Ehrlich-Institut) haben im Sommer 2009 die Ausbreitung der Neuen Influenza mit 
großen Fallzahlen und erheblichen Auswirkungen auf die Gesellschaft nicht nur für 
möglich, sondern als sehr wahrscheinlich eingestuft. Im Herbst 2009 haben die Insti-
tute vor einer zweiten Erkrankungswelle mit einer Vielzahl von Fällen gewarnt. Diese 
Prognosen waren Entscheidungsgrundlagen insbesondere für den Umfang der Be-
schaffung des Pandemieimpfstoffs. Nachdem der Bund die fachlichen Vorgaben for-
muliert hat, muss er dafür auch die Finanzverantwortung tragen. 
Die ehemalige Bundesgesundheitsministerin hat darüber hinaus den Ländern zuge-
sagt, dass die Pandemie-Impfung ohne Belastung der Länderhaushalte durchgeführt 
werden kann. Sie hat einen Teil dieser Zusage dadurch umgesetzt, dass sie die Ver-
ordnung über die Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schutz-
impfungen gegen die neue Influenza erlassen hat. Die Krankenkassen tragen aber 
nur die Kosten für die tatsächlich verimpften Impfdosen. Die Länderhaushalte werden 
mit den Kosten für den nicht verimpften Impfstoff belastet. Insoweit muss der Bund 
seine Zusage noch einlösen. 
Außerdem stellen Pandemien nationale Herausforderungen dar, die Deutschland als 
Ganzes betreffen. Folglich sind die Kosten auch gesamtgesellschaftlich zu tragen. 

Drucksache 823/10


	0823-10
	0823-10-Text



